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hen um eine faire Verteilungsgerechtigkeit in allen Gesellschaften Euro­

pas und zwischen ihnen verwurzelt sein.
Dieses Europa bedarf neuer Kreativität und Experimentierfreude, um

eine solche konstruktive Perspektive zu verwirklichen, aber auch um
bedeutende gesellschaftspolitische Aufgabenstellungen zu bewältigen.
Zu denken ist dabei an die Rüstungskonversion, die Ökologieproblema­
tik, das ungelöste Problem der Sozialverträglichkeit technischen Fort­

schritts und die Humanisierung des Arbeitslebens.
Friedenspolitik, so wurde eingangs betont, hat in der neuen Konstel­

lation Europas zu tun mit der Sicherung des Überlebens und gewaltloser
Konfliktregelung, mit dem Schutz von Menschenrechten und von
Grundfreiheiten, mit Verteilungsgerechtigkeit und der Mpglichkeit von
einzelnen und Kollektiven, ihre Identität zu verwirklichen. Diese Auf­
gabenstellungen sind, das ist nicht anders zu erwarten, kontroverser
Natur. Deshalb sind in solcher Lage, weit mehr als in der sterilen
Konstellation einer Blockkonfrontation und gegenseitiger Abschrek­
kung, besondere Fähigkeiten zur konstruktiven Bearbeitung von Kon­
flikten gefragt. Das ist ein Aspekt von Friedenspolitik, der oft unterbe­
lichtet bleibt: die praktische Kunst, Frieden zu stiften. Sie setzt Dialogfä­
higkeit und Verständigungsbereitschaft voraus, auch den Willen, einen
tragfähigen Ausgleich zu finden, also Kompromißfähigkeit und Gerech­
tigkeitsempfinden. Sie beinhaltet aber auch strategische Fähigkeiten,
beispielsweise zum richtigen Augenblick eine angemessene Politik zu
verfolgen, d.h, den günstigen Augenblick (kairos) zu erkennen und

entsprechend zu handeln.
In der günstigen Ausgangslage zu Beginn der 90er Jahre sind konzep-

tionelle Visionen erforderlich, die unmittelbar in politische Praxis über­
setzt werden können. Darum ging es in den dargelegten Überlegungen,
die nicht als Weisheit letzter Schluß begriffen werden sollten, sondern
als eine Aufforderung, ein alternatives Gesamtkonzept, sofern für nötig
gehalten, zu formulieren und in die öffentliche Debatte einzubringen
Es gibt hinsichtlich der Ermöglichung und der Modalitäten einer künfti
gen europäischen Friedensordnung und Sicherheitsstruktur keine Wahr
heiten, auf die man sich eindeutig berufen könnte, sondern nur plausibel
begründbare Argumente, die sich in einem öffentlichen Diskurs

ren müssen.
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DIETRICH REETZ

Ist die Geschichte zu Ende?

D~e !hese, in der Überschrift als Frage formuliert, scheint in der gegen­
wärtigen Debatte über den Ost-West-Konflikt bei vielen westlichen
Politikern u~d ~uch Wissenschaftlern wieder aufzuleben. Dabei klingt
an, der Kapitalismus habe den realen Sozialismus in großer Schlacht
besiegt und seine historische Mission erfüllt. Nicht nur für Europa,
sondern auch für die Dritte Welt sei die sozialistische Alternative ad acta
gelegt. Von besonderem Interesse ist hier das Rechtsstaats- und Europa­
modell von Dieter Senghaas.! Er betrachtet den demokratischen
Rechtsstaat mit sozial abgefederter, aber konsequenter Marktwirtschaft
als Modellfall für Europa und letztlich für die ganze Welt. Denn dieser
Gesellschaftstyp, so seine Argumentation, sei besonders konfliktvor­
beugend. In 80 bis 90 Prozent "substitutiver Arbeitsteilung", bei der
man gegenseitig auf jedem Gebiet ersetzungsfähig produzieren kann,
bestünde eine Prosperitätsgarantie und Konfliktsperre, da niemand
ernstha~t de~ erreichten Wohlstand gefährden wolle. Entsprechend pe­
gelten Sich diese Länder quasi von selbst auf ein liberales Außenverhal­
ten ein. Die so erreichte friedliche Regelung gewaltträchtiger Machtri­
valitäten innerhalb und zwischen den westlichen Gesellschaften sei der
"Inhalt des Prozesses der Zivilisation". Anders in den Staaten des rea­
len Sozialismus". Der Ost-West-Konflikt sei faktisch zu Ende. Mi~ der
~seitigun~ .der kommunistischen Einparteien-Diktaturen durch plurali­

stische politische Systeme sei der "ordnungspolitische" Gegensatz aufge­
~oben, d~r mit der Stalinisierung Osteuropas begonnen habe. Nun gehe

"um die Neubegründung politischer Ordnung" im Innern und um die
twicklung funktionaler Arbeitsteilung zwischen ihnen - als Aufgabe

n Jahrzehnten. Die Lage in der Dritten Welt verglich Senghaas mit

Bei~rag s~ellt eine Erwide!.ung auf die von Dieter Senghaas beim Dresdner Kollo­
eingereichten Papiere "Uber die Zukunft internationaler Politik" und Frieden in
Europa demokratischer Rechtsstaaten" dar. "
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den frühen europäischen "Ausscheidungskämpfen", die Jahrhunde.~te
dauerten, ehe sie zu einer hinreichenden inneren und äußeren V~rk.nup­
fung der Staatengebilde führten. So befinde sich d~e. ~~itte Welt 1~.Jeder
Hinsicht in einem sehr frühen Stadium der VerzlVlhslerung politischer

Konflikte. '
N' ht die Prinzipien des liberalen Rechtsstaates und der sozialen

Mar~twirtschaft sind das Problem. Diskussiönswürdig ist jedoch, daß
Senghaas diese Prinzipien in "alle(n) ,westlichen Gesellsc~~ften
(OECD)" idealtypisch verkörpert sieht, bei denen "Ausnahmen ~ur
die Regel bestätigen. Er sieht schon das institutionelle :Vesteurop~ sich
auf den Osten erweitern, Auf Jugoslawien und Algenen verweIsend,
nennt er alle "dritten Wege" eine Sackgasse, Für ?ste~uropa gebe es
keine Alternative zur Kombination von demokratIschem Rechtssta~t
~nd sozialer Marktwirtschaft", Und in seinem Buch "Euro~a 20?~, Em
Friedensplan" billigt Senghaas dem Sozialismus nur ,noch el~e risidual­
rhetorische Rolle zu, die an die Fehler des Kapitahsmus ~nnnert. An
den bisherigen ordnungspolitischen Prinzipie~ Osteur?pas sleh~ e~ ka~m
Bewahrenswertes, weder in Politik noch in Okonomle, "DamIt IS~ ~m~
mehr als 100 Jahre alte Kontroverse über das liberale bzw, das sozialisti­

sche Projekt in Europa praktisch entschieden,",2 Obwoh,l Senghaas - an
den verbleibenden gesellschaftspolitischen SpIelraum l~ Rahmen des
liberalen projektes erinnernd - den ahistorische~ End~,eltgedanken ent-

hi den zurückweist bietet seine Modelltheone dafur hervorrage~de
sc ie ' . hi h ürd h
Ansatzpunkte, legt sie doch nahe, alles sei klar, Gesc IC ~e wur e SIC
nun in der allmählichen Bewegung der restlichen Welt zu dIesem Modell

hin erschöpfen. ,
Nachdem osteuropäische Sozialwissenschaftler Jahrzehntela~g aus

Richtung Westen für ihre unilineare Geschichtsauffassung heftig u~d
auch berechtigt kritisiert wurden, sind sie nun in ~ie Lage ~eraten, die
multilineare Realität verteidigen zu müssen, Dabei geht es mcht ~arum,
unter dem Vorwand der Kritik an der Marktwirtschaft de~ geschelterte~
Realsozialismus wiederzubeleben. Das wäre sicher Lelchenfledde:eh
Doch beantwortet die Beerdigung des Verstorbe~en noch lange nicht
die Frage nach Gesundheit und Wohlfahrt der Uberlebenden. Dabe
geht es eben nicht nur um die Tragfähigkeit von Rec,hts- und ~rdnung
prinzipien. Der Tagesablauf des Patienten, um im Bilde zu blel~en, sag
noch nichts über seine körperliche Verfassung aus, Daher ~erdlent
die Befindlichkeit der Gesellschaft einen aufmerksamen Bhck.

2 Senghaas, Dieter, Europa 2000. Ein Friedensplan, FrankfurtIM. 1990, S. 76,
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Die folgenden Überlegungen unter fünf Stichworten
zur Gesellschaftsdebatte aus DDR-Sicht zus:arrlm(~nf,ass,eh.

eine Auseinandersetzung mit Senghaas zu beschränken,
Erstens, verhindert Wohlstand Konflikte?
Wenn man davon ausgeht, daß der hohe wirtschaftliche VelrnetzlllIl,!l;S­

grad Westeuropas sich vor allem seit etwa zwei Jahrzehnten deutlicher
manifestiert, so bezeugt er in dieser Zeit nicht unbedingt die Aowesen­
h,~it von Konflikt. Wird ~onflikt als gewaltsame Austragung von Gegen­
satzen ver~tanden und mcht nur auf Zwischenstaatliches beschränkt, so
kam es bei den Staaten Westeuropas und anderen OECD-Ländern wie
den USA und Japan eher zu einer Konfliktverdrängung, zu einer Ex­
ternalisierung" und "Internalisierung" von Konfliktverhalten. Im Sinne
der Auslagerung etwa könnte man das Eingreifen der Briten auf den
Malwinen gegen Argentinien oder die wiederholten französischen Inter­
ventionen in Afrika und Nahost verstehen, Auch das Engagement der
USA gegen Libanon oder in der Karibik bzw. in Mittelamerika sind hier
zu erwähnen. Grenada und Panama sind schon geronnenes Sein ­
Geschichte, Nikaragua noch Gegenwart und Kuba vielleicht schon Wer­
den - Zukunft. Verinnerlicht wurde Konflikt in Form gewalttätiger
ethnisch-rassischer oder ethnisch-religiöser Gewalt in Nordirland, gegen
britische Farbige, gegen Nordafrikaner in Frankreich oder Türken in der

Eine mögliche Einwanderungswelle aus der Sowjetunion oder die
'boat people' aus dem Mittelmeerraum können eine weitere

Dimension eröffnen. Liegt es da nicht nahe anzunehmen, daß sich
gegen jene richtet, die am westeuropäischen Wohlstand und an

ungebeten teilhaben oder kratzen wollen? So erscheint substitu-
Arbeitsteilung wohl nicht als der allgemeine Ausweg aus der Ge­

sondern eher als deren Verlagerung, Auch ist kaum anzunehmen,
sich die Welt so bald dem Idealzustand allgemeiner substitutiver

nähern wird, Eine obligatorische Beilegung interner
onflikte im Zuge einer Neugestaltung Europas völkerrechtlich ver­
indlich vorgeben zu wollen, wie Senghaas vorschlägt, kann man sich
ünschen - etwa in Gestalt eines mehrheitlichen Interventionsrechts

Europäer, wie von den Franzosen erwogen, Angesichts des Sozial­
. Wirtschaftsdefizits scheint diese Frage jedoch für das neue Europa
ne kompromißfähige Priorität zu sein,

Zweitens, ist der Ost-West-Konflikt zu Ende?
iese Frage gültig und schlüssig zu beantworten, erscheint kaum

glich, ohne zu untersuchen, ob der Ost-West-Gegensatz, besonders
uropa, in Gänze beseitigt wurde oder nur in - sicherlich wesentli-
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ehen - Teilen. Entscheidend wurde er durch die geteilte Nachkriegsord­
nung Europas getragen. Aber geographisch fielen in Europa ordnungs­
politische Gegensätze mit historisch unterschiedlich tradierten geopoliti­
sehen Interessen der UdSSR und der USA zusammen. Für die USA
bleibt die UdSSR, wenn sie nicht zerfällt, sondern sich wirtschaftlich­
gesellschaftlich erneuern kann, eine übergroße Landmacht mit noch
immer beträchtlicher strategischer nuklearer und konventioneller
Schlagkraft, die es in Europa zu binden gilt. Das träfe selbst auf die
Russische Föderation zu, falls sie als unabhängiger Kernstaat übrig­
bleibt. Und für die UdSSR verwandelt sich der ideologisch-politische
Sonderraum Osteuropa zurück in eine geopolitische Sicherheitszone,
die ihren besonderen Rang nach der Erfahrung d~s letzten großen
Krieges nicht so schnell verliert. Dabei nimmt zusehends auch bei nicht­
kommunistischen Kräften Osteuropas das in Aussicht genommene ge­
einte Deutschland den neuen Bedrohungsplatz ein. Das bestätigten
jüngste Äußerungen aus Warschau, wo Masowiecki von Gorbatschow
eine Garantieerneuerung der polnischen Westgrenze erwartet, wie aus
Budapest, wo vor einer deutschen Wirtschaftsübermacht Bedenken ge­
handelt werden. Wird die Warschauer Vertragsorganisation zu einem
Schutzbund gegen ein Großdeutschland? Die beiden deutschen Staaten
haben seit der Öffnung der Grenzen am 9. November 1989 ein Freizü­
gigkeitsregime ohnegleichen etabliert, durch das beide, aber auf Grund
ihrer wirtschaftlichen Unterlegenheit in stärkerem Maße die DDR,
Teile ihrer Souveränität aufgegeben haben. So lebt der alliierte Besat­
zungsstatus wieder auf. Einen praktikablen Ausweg aus dem Sicher­
heitsdilemma in der deutsch-deutschen Übergangszeit bietet nur die
schnelle politische Transformation der militärischen Komponente
beiden Blöcke in Europa. Während dieses Übergangs könnte die deut­
sche Konföderation das Begegnungsfeld beider Blöcke bilden, ohne daß
sie auf einem Staatsgebiet koexistieren müßten oder einer den anderen
von deutschem Boden verdrängen würde. Für die jetzige sowjetische
Führung geht von der NATO keine akute Bedrohung aus. Ihr strategi­
sches Potential reicht aus, um jeden möglichen Angriff abzuwehren. Sie
kann an Osteuropa nichts verteidigen, was sie nicht s~hon verloren hat.
So bleibt vom Warschauer Vertrag für sie nur eine Ubergangsstufe zu
einem europäischen Sicherheitssystem übrig.

Die ideologische Dimension des Ost-West-Konfliktes fiel auch mit
dem historischen Entwicklungsgefälle zwischen primärem und sekundä­
rem Industriekapitalismus zusammen - vielleicht mit Ausnahme vo
Sachsen und Böhmen-Mähren. Der Kalte Krieg war immer auch
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tet von westlicher Embargopolitik und östlicher 'Lv,anigsilklmnlllli
die dieses Gefälle verstärkten. Wenn es zutrifft, wie auch
postuliert, daß das Kapital des Westens in seiner Mehrheit
auf längere Zeit als Niedriglohnländer gebrandmarkten Uststalaten
ßen wollen wird, verwandelt sich dann nicht - zumindest östlich
Oder und Neiße - der beabsichtigte soziale Rechtsstaat mangels
nahmebereiten Bodens in einen Industriekapitalismus a la Milllc:he,ste:r.
dessen dramatisches Sozialgefälle neuen europäischen Sprengstoff
sc~afft? ~elche Attraktion stellt die von Senghaas vorgeschlagene Insti­
t~tlOnahslerun.g d~~ KSZE - eine Art Europaregierung - für pauperi­
sierte und radikalisierte Völker dar?

. Dri.tten~, was ist bewahrenswert an der DDR und an Osteuropa für
die Einheit Deutschlands und des Kontinents?

Schaut man besonders bei dieser Frage nicht nur nach ordnungspoliti­
schen Systemgrundsätzen, sondern auch nach Gesellschaften, so ist un­
übersehbar, daß sich auch im Realsozialismus eigenständige politische
Kulturen mit differenzierten Mechanismen etablierten. Davon ist die
DDR - trotz aller hypertrophierten Identitätsgedanken - nicht völlig
ausgenommen. Die autochthonen Gesellschaftszüge der osteuropäi­
schen Staaten verschwanden nicht mit dem Untergang des neostalinisti­
sc~en ~ystems, sie fanden im Gegenteil verstärkte Ausdrucksmöglich­
keiten im erstarkenden Nationalismus. Zum Eigenen Osteuropas zählen
auch der gesamte materielle Besitzstand, der sich nicht auf veraltete
Industrien reduzieren läßt, sondern fruchtbares Land ebenso beinhaltet
wie. physisches und intellektuelles Arbeitsvermögen ganz spezifischer
nationaler Ausprägung. Aber sozial ist es vor allem die gemeinschaftli­
che Erfahrung von 45 Jahren Gesellschaftsentwicklung. Sie manife­
stierte sich besonders auf mikrosozialer Ebene in Strukturen der Soli­
darität· und des Zusammenwirkens, sei es auch aus der Lage einer
Notgemeinschaft heraus. Dabei nicht zu vergessen: die Gegenkultur
deren Ziel nicht immer der westeuropäische Modellfall war; Stichworte
dazu sind die Massenbewegungen Neues Forum in der DDR oder Bür­
gerforum in der CSSR. Und es sind - ins Ordnungspolitische reichend
- gleichwohl Aspekte - ich betone bewußt das Teil hier im Gegensatz
zum Ganzen - der sozialen Absicherung von Arbeit, Bildung und
Kultur, einschließlich Kinder, Frauen, Jugend, für die es zwar keine
optimalen, aber sozial oft sehr weitgreifende Formen gab. Nicht zu
vergessen die direkte Demokratie der Bürgerbewegungen, -komitees
und Runden Tische, die die Vertreterdemokratie der westeuropäischen
Verfassungen wirkungsvoll ergänzen könnte. Künftige europäische An-
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tive Verständigung, Annäherung und Einigung Europas mit der gegen­
seitigen Achtung vor der materiellen und ideellen Identität wird den
ersehnten Aufschwung zu Frieden und Prosperität bringen.

Viertens, ist die Sozialismus-Debatte zu Ende?
Es kann keinen Zweifel geben, daß mit dem verdienten Niedergang

des realen Scheinsozialismus auch die Sozialismus-Idee für lange Zeit ­
besonders in Osteuropa - diskreditiert ist. Eine Welle konservativer
Massenpolitik schwappt über die Lande. Doch bleiben bei der skizzier­
ten ökonomischen Entwicklung Enttäuschungen über die Marktwirt­
schaft nicht aus. In spätestens 10 Jahren werden die Schwächen des
Kapitalismus in Osteuropa eine erneute Aufarbeiturig erfordern - so
wie die Auseinandersetzung mit den Nachteilen dieses Systems auch in
Westeuropa nie aufhörte. Keiner kann ernsthaft annehmen, daß die
Suche nach einer Alternative zum Kapitalismus versandet - und mag sie
vielen noch so aussichtslos erscheinen.

Direktivplan, monopolisiertes Staatseigentum und Außenhandelsmo­
nopol, mit denen Senghaas Sozialismus gleichsetzt, haben sich historisch
in den 20er Jahren herausgebildet; bei Marx waren sie so nicht vorgese­
hen. Sein Gedanke der Assoziation freier Produzenten wird auch in der
Marktwirtschaft die Suche nach ökonomisch fundierten Gesellschaftsal­
ternativen eines demokratischen Sozialismus befruchten, der den ohne­
hin regulierten Markt noch wirkungsvoller lenkt. Dabei bleibt im Blick
die ganze Breite von Eigentumsformen: von Genossenschaften über
Pachtverhältnisse bis zu Staatskonzernen und Privateigentum. Orientie­
rungsplanung ist für den Hochkapitalismus unverzichtbar geworden.
Japan plante seinen technologischen Eroberungszug weitgehend über
sein mächtiges Handelsministerium. Kein Großkonzern kommt ohne
Produkt- und Umsatzstrategie aus. Das Außenhandelsmonopol war
nicht nur systembedingt. Protektionismus an der Schwelle von Entwick­
lungsbrüchen bleibt. Davon weiß die EG gegenüber den USA und
Japan ein Lied zu singen. Kann man glauben, daß schwächere Wirt­
schaftsregionen wie Osteuropa oder die Dritte Welt jetzt ihre Tür so
weit öffnen, daß sie selbst vom Zugwind weggeweht werden?

Es liegt in der Natur des Menschen, eine Gesellschaft der Gleichen zu
erstreben, Die Suche nach der Alternative produziert der Kapitalismus
selbst. Darin liegt letztlich auch ein Großteil seiner Innovationskraft.
Dabei ist keineswegs auszuschließen, daß sich Alternativen auch inner­
halb des Systems durch dessen Veränderung etablieren. Die politische
Unabhängigkeit der verschiedenen Staaten ist jedoch Garant der Viel­
falt und der unterschiedlichen Rahmenbedingungen.
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sätze können nicht zu den dirigistischen Erfahrungen Osteuropas zu­
rückkehren - etwa indem sie die Arbeitslosigkeit schlechthin, darunter
auch die dringenden und innovativen Strukturveränderungen, ausschlie­
ßen wollen. Aber keiner kann beweisen, daß Dauerarbeitslosigkeit
zwangsläufig zum Markt, der ohnehin nirgendwo mehr einer der freien,
sondern der gemaßregelten Konkurrenz ist, gehört. Sie ist eher ein
soziales Übel und zerfrißt den Gesellschaftskörper. Keiner kann bewei­
sen, daß Kulturnationen heute auf staatlich großzügig und breitgreifend
subventionierte Wissenschaft, Kultur und Bildung verzichten dürfen.
Entscheidend bleiben wohl eher Ergebnisse und Wirksamkeit. Doch
heißt es, stimmten die DDR-Bürger noch immer mit den Füßen gen
Westen ab, wie wolle man da Bewahrenswertes erhaltep? Der dringend
notwendige deutsch-deutsche Sozialvertrag oder Sozialverbund. der alle
materiellen Anreize einer Übersiedlung beseitigt, ist kein Geschenk an
die DDR, sondern liegt im wohlverstandenen Eigeninteresse der Bun­
desrepublik, ihres Sozialsystems, ihrer Wirtschafts- und Währungsstabi­
lität.

Plädiert man für eine eigene gesellschaftliche Identität Osteuropas
jenseits des Ost-West-Konfliktes, kann der gesellschaftsumgestaltende
Charakter westlichen Kapitals und westlicher Politik im östlichen Konti­
nent nicht übersehen werden. Von dort her scheinen die Warnungen vor
einer Kolonisierung Osteuropas, die Senghaas angesichts der bewiese­
nen Bevorzugung kaufkräftiger Hochlohnländer als unbegründet zu­
rückweist, doch nicht völlig aus der Luft gegriffen. Denn wirken die
Kapital- und Warenströme nach Osten aus westlicher Sicht auch uner­
heblich, kann doch ein Milliardenkredit in Polen oder Ungarn allemal
Wetter machen. Auch finanzielle Wahlhilfe bleibt nicht zu unterschät­
zen bei den vieler Orten durchzuführenden freien Wahlen. U'S-Außen­
minister Baker brachte es in Prag auf den Punkt, als er Kredite an
Osteuropa von einer vorwiegend privatwirtschaftlich organisierten
Mehrparteiengesellschaft abhängig machte. Muß im Osten vieles gelernt
werden, gilt es auch im Westen einiges zu begreifen: die Einebnung
Osteuropas, seine soziale und ökonomische Kapitulation ist für den
Westen konterproduktiv. Sie kann für das einige Europa Spannungen
und Gewalt, Extremismus und Radikalismus produzieren, die sich der
Beherrschung entziehen würden. Gesellschaftliche und politische
Selbstbestimmung ist nicht mehr eine Wahl zwischen Dirigismus und
Marktwirtschaft, sondern die Frage nach der sozialen und politischen
Ausgestaltung der letzteren. In diesem Sinne gibt es nicht nur einen
dritten, sondern auch einen vierten und fünften Weg. Nur eine koopera-
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So wird wohl noch vor Ende des Jahrtausends eine handfeste Sozialis­

mus-Debatte wiederkommen.
Fünftens und letztens, geht die Dritte Welt zum marktwirtschaftlichen

Rechtsstaat?
Werden die kooperativen Strukturen für das neue Europa - ohne

missionarisches Angleichungsstreben - nicht zielgerichtet auf die Dritte
Welt erweitert, tut sich die politische und auch die wirtschaftliche Kluft
zu den Industrieländern weiter auf als je zuvor. Dabei kann weder
postuliert noch erwartet werden, daß sie sich unisono dem westeuropäi­
schen sozial-marktwirtschaftlichen Rechtsstaatsmodell annähert, wenn
es den kulturellen und politischen, aber auch wirtschaftlichen Erfahrun­
gen einzelner oder auch mehrerer ihrer Akteure nicht~entspricht. Die
Frage, was Osteuropa oder auch die DDR einzubringen haben, er­
streckt sich so auch auf die Dritte Welt: können, ja dürfen Gesellschaf­
ten anders organisiert werden denn als westeuropäischer liberaler
Rechtsstaat? Autochthone Volkskulturen bringen bekanntlich stabile
Gemeinschaftsstrukturen ein. Deren Verlust oder Auflösung in einer
kooperativen und multikulturellen Welt wäre weder wünschenswert
noch möglich - letzteres auch auf Grund der traditionellen Segmentie­
rung, die unverändert besteht und den sozialen Rahmen des Wirt­
schaftswachstums bildet. Über die innere Verfassung der Entwicklungs­
länder wird nicht die Krise des Sozialismus entscheiden. Autoritäre und
paternalistische Regimes, ein starker Staat in der Wirtschaft hatten
neben ideologischen weit häufiger pragmatische Gründe, abgeleitet
auch aus der Tradition orientalischer Despotie und akuter Unterent­
wicklung. So wird man jetzt den ökonomischen Staat nicht dem geschei­
terten Realsozialismus hinterherwerfen, sondern ihn auf Zweckmäßig­

keit und Effizienz prüfen.
Auch innere Konfliktverhinderung scheint fraglich in der Dritten

Welt, legt man allein liberale Rechtsprinzipien zugrunde. Wenn deren
Anhänger argumentieren, daß Westeuropa trotz sozialer Verteilungsge­
gensätze weniger Konflikte kennt als China, weil das liberale Projekt
ihre friedliche Austragung ermögliche, so übersieht man geflissentlich
die berühmte Schüssel Reis, die es braucht, um an den Herrlichkeiten
demokratischer Politik partizipieren zu können. Eine· schnelle Ausbrei­
tung der liberalen Marktwirtschaft könnte weitere soziale Randzone
unermeßlichen Ausmaßes schaffen, würde das Spannungsfeld zwische
Ethnien und Religionen weiter aufladen - bis zur Dimension eine

neuen globalen Problems.
Das Imperialismus-Problem war nicht nur ein Ost-West-Spektakel.
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Schon erkling.t aus Indien und anderswo die besorgte Frage, ob sich nach
dem Wandel in Osteuropa nicht die Dritte Welt der Pflege des S . Ii ­
mus an h " OZIa IS

" ne men musse, um imperialistischem Anspruch nicht schutzlos
gegenuberzuste~en. Für sie ist es keineswegs ausgemacht, daß die Aus­
beutung der Dntten Welt ein rein ideologisches Problem ist.

.So s~llte das Streben, die Konflikte zu zivilisieren nicht dazu führen
die Dntte Welt zivilisieren zu wollen. Hinsichtlich der künftigen Regie~
rungs- und Gesel~schaftsformen von Entwicklungsstaaten obsiegt wohl
eher der. pragmatische Komprorniß, der, und darin liegt eine Chance
~urch semen multipolaren und multikulturellen Ansatz neue Innova~
tlOn~- und Wachstumskräfte freisetzt. Das von Europa erstrebte demo­
kratIsche Rechtsver~tändnis und das Wachstum werden in den Entwick-

. .n~r mit Toleranz und Respekt greifen.
In einem emrgen Deutschland und vereinten Europa wird sich nur gut

lassen, ~enn man diese Eine Welt nicht aus den Augen verliert
Weg dahin muß über eine neue, bessere politische und materielle

des 21. Jahrhunderts führen.
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